
12 derFahrgast · 2/2006

Börsengang der DB AG

reicht nicht aus, um Investoren neu in das GeschŠftsfeld
Schiene zu locken, das vergleichsweise hohe Investitionen 
in neue Fahrzeuge erfordern wŸrde. Ohne Trennung wŸrde
es beim derzeitigen Zustand bleiben: Wettbewerb findet 
nur in der VerdrŠngung der DB aus vorhandenen Transpor-
ten statt.
Bisher waren es vor allem die konservativen Parteien und
Wirtschaftskreise, die die Trennung forderten, weil der
Wettbewerb durch die DB behindert sei. Die BefŸrworter
des integrierten Bšrsengangs Ð darunter die Eisenbahner-
gewerkschaft Transnet Ð argumentierten immer damit, dass
dieser Wettbewerb nur ein VerdrŠngungswettbewerb sei, der
auf dem RŸcken der Arbeitnehmer ausgetragen werde. Die-
ses Argument ist klar widerlegt: Mehr Wettbewerb hei§t
auch mehr Verkehr auf der Schiene. Das wiederum bedeutet

� Das PRIMON-Gutachten hat reichlich Pluspunkte
für die vollständige Trennung von Netz und Verkehr
zutage gefördert. Als einzigen Pluspunkt für den von
der DB gewünschten integrierten Börsengang mit
Netz führt das Gutachten den höheren Erlös für 
die Staatskasse an … aber genau hier stehen die Be-
rechnungen der PRIMON-Gutachter auf tönernen
Füßen: Sie beruhen auf der Erwartung, dass die DB
im Logistikgeschäft satte Dividenden erwirtschaftet ,
an denen der Staat teilhaben soll.
Außerdem basieren die ŒErlöse• auf einer Verpflich-
tung des Staates, jährlich mindestens 2,5 Mrd. Euro
für das Schienennetz zuzuschießen.
Auch andere Ausführungen des PRIMON-Gutach-
tens greifen zu kurz, und eine nähere Beschäftigung
mit den vor allem politischen Wirkungen hätte noch
weitere Vorteile der Trennung zutage gefördert. Die
Gutachter haben vor allem die Tatsache nicht ausrei-
chend gewürdigt, dass das Schienennetz ein Mono-
pol ist. Wir bewerten das Gutachten aus Sicht der
Fahrgäste … und des Steuerzahlers.

� Trennung bringt 
mehr Güter auf die Schiene

Das eigentlich Neue am PRIMON-Gutachten lŠsst sich
in einem Satz zusammenfassen: ãJe mehr Trennung von
Netz und Betrieb Ð um somehr Verkehr kommt auf die

Schiene.Ò Der Grund ist eindeutig: Wettbewerber der DB
werden nur dann in die Schiene investieren und neuen Ver-
kehr auf die Schiene holen, wenn sie nicht auf einen durch
Eigentum oder Verwaltung des Netzes privilegierten domi-
nierenden Konkurrenten treffen. Eine Regulierungsbehšrde
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eine bessere Nutzung des Netzes, mehr Einnahmen aus 
BenutzungsgebŸhren Ð also ein besseres Netz auch fŸr den
Personenverkehr.

� Integriertes Modell: 
Diskriminierung nicht beherrschbar

Die Gutachter lassen keinen Zweifel an dem hohen Diskri-
minierungspotenzial, das mit einem integrierten Konzern
verbunden ist. Sie schreiben (Seite 166):
ŒDarüber hinaus würde man von der Bundesnetzagentur er-
warten, auch alle übrigen, nicht-preislichen Diskriminierungs-
potenziale eines vertikal integrierten Infrastrukturbetreibers ex
ante auszuschließen. Diese überaus komplexe Regulierungs-
aufgabe lässt sich aufgrund der vielfältigen Verhaltensspiel-
räume und ihres zum Teil subtilen Charakters (zum Beispiel im
Betriebsablauf) nur mit erheblichem Aufwand an Zeit und Per-
sonal und unter Inkaufnahme verbleibender Regelungslücken
und zeitlicher Verzögerungen angehen.•
Das ist sehr vornehm ausgedrŸckt und hei§t im Klartext:
Die Diskriminierung findet auch dort statt, wo der Gesetz-
geber Rechte zum Eingreifen nicht formulieren kann, und
sie findet so effektiv statt, dass die Regulierungsbehšrde den
TŠtern immer nur hinterherlŠuft. Warum braucht man also
eine voluminšse Aufsichtsbehšrde, wenn der Staat die Ver-
waltung des Netzes gleich selbst besorgen kšnnte?

� Trennung braucht weniger 
Bürokratie

Nur die vollstŠndige Trennung von Netz und Verkehr
schafft die vollstŠndige UnabhŠngigkeit der Netzgesell-
schaft. Nur eine vollstŠndig unabhŠngige Netzgesell-

schaft hat kein Interesse an der Diskriminierung der Markt-
teilnehmer. Damit wird die Aufsicht wesentlich entlastet
und kann schlank ausgestaltet werden. Ganz eindeutig hei§t
es auf Seite 241 des PRIMON-Gutachtens: 
ŒAuch im Falle eines effektiven Regulierungsmanagements
der europäischen Infrastruktur wird es aufgrund der  Komple-
xität des Trassenmanagements im Schienenverkehr weiterhin
reale Spielräume zur effizienten Bewirtschaftung und damit
Diskriminierungspotenziale geben.•
Weiter schafft das Trennungsmodell den geringsten Auf-
wand bei der tatsŠchlichen DurchfŸhrung des Betriebs 
und der Verwaltung. Der Aufwand an VertrŠgen zwischen
Verkehrsunternehmen und Netzbetreiber ist genauso hoch
wie bereits gegenwŠrtig zwischen dem Netzbetreiber DB AG
und ihren Wettbewerbern. Flankierende weitere VertrŠge
zwischen Staat und Netzbetreiber sind fŸr Investitionen und
Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen zwar erfor-
derlich, aufgrund der Staatlichkeit auf beiden Seiten aber
leichter zu erreichen als gegenŸber einer Aktiengesellschaft
mit privaten AktionŠren.

� Trennung bringt mehr 
Sicherheit für den Staatshaushalt

Mit einem viel beachteten Sondergutachten hat der Bundes-
rechnungshof Anfang MŠrz der politischen …ffentlichkeit
vor Augen gefŸhrt, was eigentlich schon lange bekannt war:

Mit langjŠhrigen Verpflichtungen soll der Bund die Divi-
denden der DB AG absichern. Nichts anderes steht auch im
PRIMON-Gutachten:
Alle ãPrivatisierungsmodelleÒ, die das Netz mehr oder weni-
ger einschlie§en, gehen davon aus, dass der Staat sich ver-
pflichtet, jŠhrlich mindestens 2,5 Mrd. Euro fŸr das Netz zur
VerfŸgung zu stellen. 
Auf Seite 146 schreiben die PRIMON-Gutachter: 
ŒUnterschiede zwischen den Modellen bestehen in Hinblick
auf das Erfordernis einer langfristigen staatlichen Verpflich-
tung zur Mittelbereitstellung.•
In den nŠchsten SŠtzen wird sehr gewunden ausgedrŸckt,
was eigentlich schon immer klar war: ãDer Staat muss sich
verpflichten, jŠhrlich Geld fŸr die Schienenwege in vorher
berechenbarer Grš§e zur VerfŸgung stellen, sonst ist die DB
mit Schienennetz unverkŠuflich.Ò
NatŸrlich wŠren die Verkehrsunternehmen ohne Netz auch
unverkŠuflich, wenn die Regierung beschlie§en wŸrde, dass
sich das Netz selbst finanzieren muss. Doch einen solchen
Beschluss gibt es nicht.
Der wesentliche Unterschied: Alle vertraglichen Verpflich-
tungen sind einklagbar. Da gibt es kein Wenn und Aber.
Auch eine miserabel wirtschaftende DB kšnnte das Geld auf
Heller und Pfennig einklagen.
Eine politische Verpflichtung hingegen muss auch politisch
durchgesetzt werden und diese Kraft hŠngt davon ab, ob 
der Wirtschaftszweig seine Wichtigkeit und Leistung im
Streit mit anderen Interessenten durchsetzen kann. †ber-
zeugen kann man insoweit nur durch Leistung Ð nicht mit
Paragrafen und AnwŠlten. Die Chancen stehen gut, dass 
sich durch den Wettbewerb der Verkehrsunternehmen 
herausstellt, dass sie viel Leistung fŸr gŸnstige Preise bieten
kšnnen Ð die Chancen stehen sogar viel besser als bei 
einer DB, die mit dem Netzmonopol den Wettbewerb 
unterdrŸckt.
Das hie§e letztlich mehr Geld fŸr die Schiene als heute, weil
eine wirksame Lobby, die vom Staat unabhŠngig ist, dafŸr
sorgt, dass genug Geld fŸr das Netz zur VerfŸgung steht.
Andererseits behŠlt die Politik die Hoheit Ÿber die Geld-
ausgaben. Da der Netzbetreiber im Trennungsmodell kein
privater Dritter ist, kšnnten notwendige Haushaltseinschnitte
gegenŸber der Netzgesellschaft auch durchgesetzt werden. 
Bereits jetzt stehen die BundeslŠnder vor dem Problem, 
dass die DB fŸr Investitionen ins Netz selbst dann, wenn sie
bezuschusst werden, 20-jŠhrige Bestellgarantien fordert,
wŠhrend gleichzeitig der Bund die dafŸr zur VerfŸgung 
stehenden Mittel kŸrzen will. Die unselige Diskussion Ÿber
die Regionalisierungsmittel wŸrde všllig anders gefŸhrt als
heute, wenn klar wŠre, dass Betroffener die staatliche Netz-
gesellschaft wŠre.

� Nur Trennung ermöglicht 
Regionalisierung des Schienennetzes …
Gutachter greifen zu kurz

Die PRIMON-Gutachter sind der Auffassung, dass eine 
Regionalisierung des Schienennetzes in allen Modellen
grundsŠtzlich mšglich sei (Seite 474). Doch diese Aussage 
ist im Ergebnis falsch. Entweder haben an dieser Stelle Gut-
achter gearbeitet, die keine Ahnung vom Verfassungsrecht 
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haben, oder aber es ist eine vornehme Verschleierung des
wahren Sachverhalts.
Denn ist die Infrastruktur erst einmal in das Eigentum oder
auch nur in den Besitz von privaten Unternehmern gelangt,
so mŸssen VertrŠge gekŸndigt werden (im Eigentumsmo-
dell) oder gar Enteignungen durchgefŸhrt werden (im inte-
grierten Modell und im Finanzholding-Modell). 
Nur Ÿber eine zu 100 % staatliche Netzgesellschaft kann der
Bundestag durch Gesetz verfŸgen, ohne dass Reparations-
forderungen und Rechtsstreitigkeiten drohen. Selbst die im-
mer noch zu 100 % bundeseigene DB AG fŸhrt ja vor, dass
sie sich nicht einmal vom Gesetzgeber beeindrucken und es
darauf ankommen lŠsst, dass das Parlament zeigt, wer eigent-
lich der Herr im Haus ist.
Bevor das Netz an die Bšrse gelangt, muss die Regionalisie-
rung der Infrastruktur durchgefŸhrt werden. NachtrŠgliche
Korrekturen sind so gut wie unmšglich. StrukturverŠnde-
rungen verlangen aber eine stŠndige Anpassung der Eigen-
schaften der Strecken. Auch zwischen Bundes- und Land-
stra§en gibt es stŠndig VerŠnderungen.
Ein besonderes, von den PRIMON-Gutachtern offenbar gar
nicht gesehenes Problem stellen die Bahnlinien dar, die die
DB inzwischen an andere Betreiber verpachtet hat. Die DB
wŸrde zum privatisierten Gro§grundbesitzer, der Betreiber,
LŠnder und Kommunen unter Druck setzen kann, wenn die
derzeitigen PachtvertrŠge auslaufen. Dagegen sieht das All-
gemeine Eisenbahn-Gesetz keine Handhabe vor.

� Trennung bringt 
interregionalen Verkehr voran

Mit Recht weist das PRIMON-Gutachten (Seite 532) 
darauf hin, dass mit einer Trennung von Netz und Ver-
kehr der interregionale Verkehr wieder verstŠrkt eigen-

wirtschaftlich mšglich sein wird. Derzeit wird der interregio-
nale Verkehr durch die DB massiv eingeschrŠnkt, um
FahrgŠste auf die eigenen ICE-Linien umzulenken oder die Be-
stellung von subventionierten NahverkehrszŸgen zu erreichen.

� Trennung bringt neue Spielräume für effi-
zientere Finanzierung der Infrastruktur …
das haben die Gutachter nicht erörtert

Das Gutachten vergleicht die Wirkungen der Unterneh-
mensstruktur unter gleich bleibenden Rahmenbedingun-
gen. Nur das Trennungsmodell eršffnet dem Gesetzgeber
aber die Mšglichkeit, die Finanzierung der Infrastruktur neu
so zu ordnen, dass die Wettbewerbsbedingungen weiter ver-
bessert werden. Beispielsweise wŠre es mšglich, die Regiona-
lisierungsmittel, die faktisch zu 50 % an das Netz weiter-
gereicht werden, direkt fŸr das Netz zur VerfŸgung zu stellen
und so die ãTrassenentgelteÒ zu entlasten. Durch auf diese
Weise geringere nominelle Trassenentgelte wŸrde die
Schwelle der Eigenwirtschaftlichkeit von Schienentranspor-
ten im GŸterverkehr und im Schienenpersonenverkehr sin-
ken und weitere Verkehrsmengen auf die Schiene verlagert
und heute noch zuschussbedŸrftige Regionalfernverkehre
wieder eigenwirtschaftlich werden.
In Gro§britannien ist dieser Weg bereits beschritten 
worden. Dort werden die fŸr erforderlich gehaltenen Infra-

strukturen zunehmend direkt alimentiert, um GŸterverkehr
gŸnstiger mšglich zu machen. Der erhebliche Anstieg des
GŸterverkehrs ist die Folge.

� Trennung macht mehr Verkehr durch 
Änderung der Struktur der Benutzungs-
entgelte der Infrastruktur möglich … 
auch das wurde nicht erörtert

Das PRIMON-Gutachten (Seite 158) analysiert die bisher
aufgetretenen Probleme in der Gestaltung der Entgelte fŸr
die Benutzung der Infrastruktur und bestŠtigt die Kritik von
PRO BAHN, dass die Trassenpreis- und Stationspreissys-
teme der Deutschen Bahn AG leistungsfeindlich sind und
mehr Verkehr auf der Schiene verhindern. Konsequenzen
nennt das Gutachten allerdings nicht. 
Auch hier gilt: Nur bei einer staatlichen Infrastrukturgesell-
schaft ist es dem Gesetzgeber mšglich einzugreifen. Durch
solche Eingriffe kšnnen beispielsweise Wettbewerbsver-
zerrungen ausgeglichen werden, aber es kann auch eine leis-
tungsorientierte Struktur der Entgelte durchgesetzt werden.
Beispielsweise kann vorgeschrieben und durchgesetzt wer-
den, dass die Stationsentgelte wieder gemeinwirtschaftlich
berechnet werden (mehr Zughalte haben geringere spezifi-
sche Kosten zur Folge). Die DB hat dieses bis 2004 geltende
gemeinwirtschaftliche Berechnungsmodell abgeschafft. In
Šhnlicher Weise ist es mšglich, bestimmte Verkehre zu
Grenzkosten zu ermšglichen.

� Trennung macht 
Personenbahnhöfe attraktiver

Zum Netz gehšren auch die Stationen. Nur eine staatliche
Netzgesellschaft wŠre bei entsprechender gesetzlicher Grund-
lage flexibel in der Lage und zu verpflichten, GrundstŸcke
und GebŠude an Kommunen und andere TrŠger abzugeben
mit dem Ziel, die AttraktivitŠt der Stationen zu sichern und
zu verbessern. Dieser Weg wurde bis zur DB-Privatisierung
von der Deutschen Bundesbahn erfolgreich beschritten. Die
Privatisierung hat diese Entwicklung abgebrochen und be-
lastet die Entwicklung der Stationsbereiche mit unglaublich
langen Verhandlungen und hohen Kaufpreisforderungen
(bis hin zum finanziell abenteuerlichen Engagement von
ãFirst Rail EstateÒ). Eine staatliche Netzgesellschaft kšnnte
hingegen GebŠude und FlŠchen langfristig ohne Kaufpreis-
forderungen zur VerfŸgung stellen.

� Trennung bringt strategische Netz-
planung für alle Verkehrsunternehmen

An mehreren Stellen weisen die Gutachter deutlich auf das
im Netz liegende Diskriminierungspotenzial hin. Auf Seite
462 kommt dann der entscheidende politische Hinweis:
ŒAuch sollte die Verkehrspolitik eigenständige Ziele ver-
folgen können, diese sind nicht grundsätzlich mit d en strate-
gischen Zielen der Bahn gleichzusetzen. Die Diskussion über
die Wahl eines Strukturmodells führt dann zu einem vorher-
sehbaren Ergebnis, wenn die derzeitige Strategie der Bahn 
als Richtschnur für die Bewertung dieser Modelle po stuliert
wird.•




